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8 Weitere Themenfelder 
 




− Leben im Alter 
− Musliminnen und Muslime in der öffentlichen Verwaltung 
Damit entfällt in der vorliegenden Studie die Behandlung der aktuellen Diskussion um die 
Imame (bezüglich Ausbildung und Einreisebewilligung). Einerseits liegen die meisten Berüh-
rungspunkte in diesem Bereich mit dem Staat auf nationaler Ebene, und andererseits beschäf-
tigt sich gegenwärtig das Nationale Forschungsprojekt NFP 58 ausführlich mit diesem The-
menfeld.  
Die Auswahl der Themen beruht auf explorativen Gesprächen mit Exponenten von muslimi-
schen Organisationen, der Integrationsstelle der Stadt Zürich und dem Auftraggeber. 
Die in der Einleitung aufgeführte Fragestellung wird in diesen vier Bereichen an die jeweilige 
Thematik angepasst. Aus den Erkenntnissen werden am Ende von jedem Bereich handlungs-
relevante Empfehlungen an die verschiedenen Adressaten generiert. 
Aufgrund der Rahmenbedingungen konnten die vier genannten Themenfelder nicht vertieft 
untersucht werden und die entsprechenden Abklärungen wurden in einem eingeschränkten 
Rahmen vorgenommen. Gewisse Teile sind auf eine gezielte Fallauswahl abgestützt, nament-
lich wenn es um Fragen geht, die in erster Linie die kommunale Ebene als vollziehende In-
stanz betreffen (Bestattung, Gebetsräume, Leben im Alter). 
Um die relevanten Schnittstellen zu eruieren, wurden als Basis die jeweils einschlägigen Do-
kumente und Unterlagen sowie die bestehende Sekundärliteratur analysiert. In den einzelnen 
Gebieten wurden als erstes auf diesen Erkenntnissen aufbauend explorative Interviews und 
danach vertiefende Interviews mit Personen aus verschiedenen Institutionen und Organisatio-
nen durchgeführt. Bei den Gesprächen handelte es sich um halbstrukturierte Experteninter-
views. Einerseits wurden die Personen zu den bekannten Schnittstellen befragt und anderer-
seits wurde in den Gesprächen nach zusätzlichen und für den Kanton und oder die Gemeinden 
spezifischen Berührungspunkte gefragt. Durch die systematische Vorgehensweise in den 
jeweiligen Bereichen wurde sowohl die Sichtweise der muslimischen Bevölkerung als auch 
jene des Staates berücksichtigt. Soweit statistisches Datenmaterial zur Verfügung steht, wurde 
dies mitberücksichtigt und dient als Ausgangspunkt für die Behandlung der jeweiligen The-
men. 
                                                 
58  Dank geht an alle Personen, die sich Zeit genommen haben und uns mit Auskünften für diese Studie unter-
stützt haben. 





Das Bedürfnis muslimischer Glaubensangehöriger, im Kanton Zürich nach islamischem Ritus 
bestattet werden zu können, ist nicht neu (Richner 2006: 109). Mit der Zunahme der Bevölke-
rung mit muslimischem Hintergrund in den vergangenen rund dreissig Jahren und der Ent-
scheidung vieler, sich in der Schweiz definitiv niederzulassen, hat auch die Nachfrage nach 
muslimischen Grabstätten zugenommen. 
Tod und Bestattung spielen im Islam, wie auch im Kapitel 5.1.2 erwähnt, eine äusserst zentra-
le Rolle. Jeder Mensch erleidet den von Gott im Voraus determinierten Tod. Die Persönlich-
keit hat über das physische Hinscheiden hinaus in der bleibenden Gemeinschaft oder in der 
unwandelbaren Ferne zu Gott Bestand (Tanner 2002: 244). Das Spezielle an der Bestattung 
nach islamischen Vorschriften sind folgende vier verbindlichen Aspekte: keine Kremation, 
die Ausrichtung des Grabes in Richtung Mekka, die räumliche Zusammenfassung der Gräber 
und das Verbot der Wiederausgrabung. Die Errichtung weiterer Grabfelder für Muslime und 
Musliminnen ist folglich eines der fünf erklärten Ziele der Vereinigung Islamischer Organisa-
tionen Zürich (VIOZ). 
Das Bestattungswesen wird mangels ausdrücklicher Zuständigkeit des Bundes von den Kan-
tonen geregelt. Im Kanton Zürich vollziehen die politischen Gemeinden unter Aufsicht der 
kantonalen Gesundheitsdirektion die Bestattungen.59 
Die unterschiedlichen muslimischen Gruppen und die VIOZ wandten sich seit 1994 regel-
mässig an die relevanten Stellen, um die Probleme der rituellen muslimischen Bestattung, die 
in der hiesigen Tradition nicht eingehalten werden können, zu thematisieren. Das im Jahr 
1996 von der Stadt Zürich angebotene Feld für eine private Friedhofsanlage konnte aufgrund 
finanzieller Schwierigkeiten auf muslimischer Seite nicht erworben werden. Die Kernproble-
matik der Bestattung auf öffentlichen Friedhöfen lag in § 35 der Bestattungsordnung, die eine 
räumliche Trennung eines Grabfeldes und dadurch die Grabausrichtung nach Mekka wie auch 
die ewige Totenruhe nicht zuliess. Die Ordnung verlangt die konfessionsübergreifende 
Gleichbehandlung beim Begräbniswesen auf öffentlichen Friedhöfen (Richner 2006: 117). 
Der Staat hat nur gerade für ein sitten- beziehungsweise brauchkonform standardisiertes Be-
stattungsmodell zu sorgen (Tanner 2002: 250). Gestützt wurde diese Ordnung von einem 
Bundesgerichtsurteil60, welches den Anspruch auf ein spezielles Grab weder aus dem Recht 
auf eine schickliche Bestattung61 noch aus der Glaubens- und Kultusfreiheit ableitete. Aus 
dem Anspruch auf schickliche Beerdigung ergibt sich nach dieser Ansicht keine Leistungs-
pflicht des Staates, einer Minderheit ohne Sonderfriedhöfe auf öffentlichen Friedhöfen eine 
Bestattung nach speziellen Vorschriften zu ermöglichen. In einem Gutachten im Auftrag der 
römisch-katholischen Zentralkommission kommen Kälin und Rieder (2000) zum Schluss, 
dass die Bestattungsregelung trotz ihrer scheinbaren Neutralität gewissen religiösen Minder-
heiten eine Bestattung nach ihrem Ritus verunmögliche und somit herabsetzend und in indi-
rekter Weise diskriminierend wirke.62 Das Gutachten beruht auf einer anderen rechtsphiloso-
phischen Grundlage als das Urteil des Bundesgerichtes. Zu beachten gilt es, dass die staatli-
che Bestattungsordnung vordergründig formell säkularisiert, aber hintergründig nach wie vor 
                                                 
59  Verordnung über die Bestattung 818.61, OS 41, 394 und GS VI, 252. 
60  BGE 125 I 300, 7.5.1999. 
61  Schicklichkeit bedeutet Gleichbehandlung im Sinne der Nichtdiskriminierung, was sich aus der Natur von 
Art. 53 BV ergibt (Tanner 2002: 251). 
62  Indirekte legislatorische Diskriminierung bezeichnet eine effektive gruppenspezifische Ungleichbehandlung 
mit individuellem oder kollektivem Herabwürdigungseffekt durch formal zielgruppenneutrale Normen (Tan-




materiell christlich geprägt ist (Tanner 2003: 262). Aufgrund dieses Privatgutachtens wurde 
die Verordnung durch einen Regierungsentscheid so angepasst, dass die Entscheidungskom-
petenz an die Gemeinden delegiert wurde und jene berechtigt, aber nicht verpflichtet, räum-
lich getrennte Grabfelder einzurichten. In der Stadt Zürich wurde im Jahr 2004 das erste 
Grabfeld für Musliminnen und Muslime in Witikon eröffnet (640 Grabstellen). Bis anhin 
bietet die Stadt Zürich ihren Einwohnern offiziell als einzige Gemeinde die Möglichkeit einer 
muslimischen Bestattung an. Gegenwärtig hat die Stadt Winterthur das Projekt für ein musli-
misches Grabfeld ausgeschrieben (bis 400 Grabstellen mit Erweiterungsmöglichkeit). 
8.1.2 Statistik 
Die Problematik der statistischen Erhebung der verstorbenen Muslime ist ähnlich den Prob-
lemen der mangelnden Daten in Kapitel 3. So kann, ausser einer tendenziellen Entwicklung, 
die Grösse der muslimischen Bevölkerung in der Schweiz seit dem Jahr 2000 nicht exakt 
beziffert werden. Daraus lässt sich auch nicht klar ableiten, wie viele der älteren Muslime in 
den letzten sieben Jahren den Kanton Zürich wieder verlassen haben und wie viele im Kanton 
bestattet wurden. 
Der grösste Teil der verstorbenen Musliminnen und Muslime wird auf eigenen Wunsch oder 
auf Wunsch der Angehörigen in das Herkunftsland zurückgeführt. Nach Angaben der Inter-
viewpartner handelt es sich dabei um einen Wert zwischen neunzig und 95 Prozent der Ver-
storbenen. Es gibt kaum erkennbare Merkmale, welche die Gruppen, die sich hier bestatten 
lassen und jene die sich rückführen lassen, unterscheiden. Nach geographischer Herkunft und 
ethnischer Gruppierung sind beide Gruppen gemischt. Die erste und die zweite Generation 
lässt sich fast ausschliesslich rückführen. Ab der zweiten Generation gibt es aber ein langsa-
mes Umdenken, speziell durch familiäre Umstände, die von der Schweiz mitgeprägt werden. 
Dies zeigt sich auch an der relativ hohen Zahl von Kindergräbern auf dem Grabfeld in Witi-
kon.  
Tabelle 23: Belegte Gräber auf dem muslimischen Grabfeld in Witikon (am 31.12.) 
 2004 2005 2006 2007 
Erwachsene 9 18 26 30 
Kinder 7 14 20 23 
Total 16 32 46 53 
Quelle: Bestattungs- und Friedhofsamt Stadt Zürich 
Die Integration und Anpassung an die hiesigen Verhältnisse ist auch bei den Immigranten aus 
muslimischen Ländern zu spüren. Daraus lässt sich aber nicht kausal eine zunehmende Säku-
larisierung ableiten. Gegenwärtig zeigt sich, dass speziell die jungen Muslime in Westeuropa 
ihre Religion zwar auf eine andere Art, nicht aber weniger stark leben. Im Falle der säkulari-
sierten Juden und Jüdinnen hat sich gezeigt, dass eine Bestattung nach jüdischen Ritualen 
trotzdem relevant bleibt. Gegenwärtig lassen sich aber beispielsweise auch vereinzelt Perso-
nen jüdischen Glaubens gegen die allgemeine religiöse Vorstellung kremieren. Eine Bestat-
tung auf einem jüdischen Friedhof ist für Personen jüdischen Glaubens aber trotz allem zent-
ral (Richner 2006). Oft werden diese Aspekte durch eine religiöse Rückbesinnung in der spä-
teren Lebensphase unterstützt, wie dies auch bei anderen Religionen ersichtlich ist (Mölbert 
2004: 13). 
Es ist anzunehmen, dass die Relevanz der Bestattung nach muslimischen Vorstellungen durch 
die älter werdende muslimische Gemeinschaft, verstärkt durch den bestehenden kulturellen 
und religiösen Rückhalt, an Aktualität gewinnen wird. 




8.1.3.1 Ergebnisse Schickliche Bestattung für Muslime 
Inwiefern die religiöse Vorstellung der Glaubensgemeinschaft juristisch beachtlich und mit 
dem schweizerischen Rechtssystem verträglich ist, wird von Erwin Tanner (2002) erläutert. 
Er stellt die divergierenden Punkte aus der kantonalzürcherischen Verordnung über die Be-
stattung den islamischen Vorschriften über die Bestattung gegenüber und kommt zum 
Schluss, dass es bei einigen dieser Punkte an juristisch stichhaltiger Rechtfertigung für ein 
Verbot mangle (z. B.: Begräbnis in einem Tuch). Folglich diskriminieren die staatlichen Be-
gräbnisregeln in verschiedener Hinsicht die islamische Religion mittelbar. Die Diskussion der 
kritischen Punkte im vorliegenden Kapitel soll weniger entlang theoretisch-juristischer Ge-
sichtspunkte verlaufen, als die gegenwärtige Auslegung und Praxis dieser Regelungen im 
Kanton Zürich aufzeigen (Tanner 2002: 271f.). 
Einsargung63 
Nach muslimischer Tradition werden die Verstorbenen in der Regel in Tücher gehüllt, wäh-
rend im Kanton Zürich nach Bestattungsverordnung eine Einsargung vorgeschrieben ist. Die 
Anpassung an diese Vorschrift stellt für die meisten Musliminnen und Muslime kein grosses 
Hindernis dar und man einigt sich darauf, einen leichten Holzsarg zu wählen, um die von der 
Gesundheitsdirektion geforderten Hygienestandards zu erfüllen. 
Von höherer Relevanz ist für die Muslime und Musliminnen die rituelle Waschung der ver-
storbenen Person vor der Einsargung. Dies stellte vor rund zehn Jahren noch ein Problem dar, 
da die Räumlichkeiten für dieses Ritual fehlten. Inzwischen gibt es einen Raum im Friedhof 
Witikon und einen privaten Raum in Regensdorf, sowie die Möglichkeit zur Waschung in 
einigen Spitälern des Kantons. Weitere Gemeinden haben die Möglichkeit für Räumlichkeiten 
zur rituellen Waschung angeboten, doch solange nur wenige Orte zur muslimischen Bestat-
tung zur Verfügung stehen, ist dieses Anliegen gegenwärtig ausreichend abgedeckt. 
Wie in der jüdischen Tradition ist die Kremation mit der Transzendenzvorstellung des Islams 
nicht zu vereinbaren. Da es den Verstorbenen in der Schweiz offen steht, zwischen der Feuer- 
oder der Erdbestattung zu wählen, entsteht in diesem Bereich kein Konflikt. 
Bestattungsfrist 
Für die Musliminnen und Muslime hat die Bestattung grundsätzlich so rasch wie möglich zu 
erfolgen, während die zürcherische Verordnung besagt, dass Leichen nicht früher als 48 Stun-
den nach dem Tode beerdigt werden dürfen. 
Eine Sonderbehandlung wird hinsichtlich der Fristen nicht verlangt, jedoch ein gewisses Ent-
gegenkommen, um eine möglichst rasche Bestattung vollziehen zu können. Ein Unverständ-
nis herrscht in einzelnen Fällen bei angeordneten Autopsien vor. Der islamische Bestattungs-
dienst oder die Imame nehmen in solchen Fällen eine vermittelnde Rolle ein und weisen die 
Hinterbliebenen auf hiesige Gegebenheiten hin. Von höherer Relevanz ist die Fristenfrage bei 
den Rückführungen und wird in Kapitel 8.1.3.2 behandelt. 
Ewige Totenruhe und Jungfräulichkeit des Bodens 
Im islamischen Glauben kann einzig Gott die Grabruhe stören, während nach hiesiger Tradi-
tion die Gräber theoretisch nach Ablauf von zwanzig Jahren abgeräumt und neu belegt wer-
den dürfen. Allfällige Überresten werden aber auch hier in schicklicher Weise im gleichen 
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Die kleinen Unterschiede zwischen der islamischen Bestattung von Mann und Frau haben auf die hier rele-




Grab tiefer beerdigt. Die verstorbenen Muslime und Musliminnen sind im Allgemeinen auf 
Grabfeldern beizusetzen, die von nichtmuslimischen Begräbnisstätten getrennt sind. Dies 
widerspricht der hiesigen Tradition der Reihengräber auf den Gemeindefriedhöfen. 
Inzwischen lassen sich in der Schweiz rund 85 Prozent aller Einwohner kremieren. Da dieser 
Wert in den letzten Jahren konstant blieb, werden viele Friedhöfe einerseits „entvölkert“, und 
andererseits sinken die Einnahmen durch die zunehmende Zahl von Nischengräbern. Von 
einem Platzmangel kann folglich nicht grundsätzlich gesprochen werden. 
In den meisten Gemeinden des Kantons Zürich existiert de facto eine Grabesruhe. Gebeine 
werden im Kanton Zürich, anders als in Bergdörfern mit sehr kleinen Friedhöfen, kaum je 
ausgehoben. Nach der gesetzlichen Ruhefrist von zwanzig Jahren kann ein Grabfeld aufgeho-
ben werden, es wird jedoch erst rund zehn Jahre später wiederbelegt. Im Boden selbst herrscht 
dann ein sogenanntes „Stockwerkeigentum“. Die erste Belegung erfolgt beispielsweise auf 
2.20m, die zweite auf 1.80m und die dritte auf 1.60m. Als letzte Belegung folgen Urnen. In 
Anbetracht dieses Vorgehens herrscht auf den Friedhöfen im Kanton Zürich kaum Platznot. 
Zwar kann die uneingeschränkte Grabruhe nicht garantiert werden, doch zumindest eine Ru-
hezeit von mehreren Dekaden. Dieses Vorgehen trägt auch nach der Auffassung der Regie-
rung den Wünschen der verschiedenen Religionsgemeinschaften Rechnung64. 
Beim Entscheid, ob die Gräber von Muslimen und Musliminnen aufgehoben werden sollen, 
ist dem besonderen und hohen Stellenwert, den die ungestörte Totenruhe für Angehörige 
dieser Religion hat, Rechnung zu tragen. Von einer Wiederbelegung der Gräber sollte daher 
abgesehen werden, falls die entsprechenden Grabfelder nicht zwingend benötigt werden (Kä-
lin/Rieder 2000). 
Die Forderung nach der Jungfräulichkeit des Bodens wird sehr unterschiedlich beurteilt. Doch 
ist dies seitens der muslimischen Bevölkerung selten eine zentrale Forderung, da streng ge-
nommen kaum irgendwo die Jungfräulichkeit des Bodens garantiert werden kann. Eher wird 
ein abgetrenntes Feld verlangt, welches durch die Ergänzung von § 35 der Bestattungsord-
nung ermöglicht wurde. 
Grabausrichtung 
Das Reihengrab, welches hier die Gleichheit der Toten unterstreicht, kann, wenn es nicht nach 
der Kaaba in Mekka ausgerichtet ist, der muslimischen Vorstellung nicht gerecht werden.  
Die Idee der Gleichheit in der Bestattung wird von den meisten Personen jeglicher religiöser 
Ausrichtung in der Schweiz auch heute für gut erachtet. Die Bestattung in Reihengräbern als 
Standard auf schweizerischen Friedhöfen beruht auf dieser Idee aus dem Konfessionsstreit. 
Ausnahmen bestehen im Normalfall bereits für Familiengräber und Grabfelder für Kinder. 
Der Gleichheitsgrundsatz wurde in dieser Hinsicht durch die Ausnahmen bereits ein Stück 
weit aufgeweicht. Die Bestattung in Reihengräbern ist zwar neutral formuliert, benachteiligt 
Angehörige gewisser Religionen aber trotzdem. Folglich wurde § 35 der Bestattungsordnung 
so angepasst, dass separate Grabfelder ermöglicht werden können. 
In Schaffhausen wurden die Gräber eines neuen Grabfeldes ganz in Richtung Mekka ausge-
richtet, im Gegenzug wurde seitens der Muslime auf die weiteren Forderungen verzichtet. Die 
Egalität konnte auf diesem Wege beibehalten werden. Nun können aber in vielen Gemeinden 
aus Platzgründen keine neuen Felder geschaffen werden. Vereinzelt wird in solchen Fällen 
eine pragmatische Vorgehensweise gewählt, so können beispielsweise die Verstorbenen auch 
in den Grabräumen selbst in einem gewissen Ausmass in Richtung Mekka gedreht werden. In 
Regensdorf sind vereinzelte Familiengräber in Richtung Osten ausgerichtet und diese können 
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von muslimischen Familien erworben werden. Dies erfordert jedoch eine gewisse finanzielle 
Kapazität der verstorbenen Person oder der Angehörigen. 
Lösungsfindungsprozess 
Wie obige Punkte zeigen, kann eine Lösungsfindung grundsätzlich möglich sein. Wichtig 
sind gemeinsame Gespräche und Verhandlungen zwischen den jeweiligen Friedhofsverwal-
tungen, den ansässigen Musliminnen und Muslimen und weiteren relevanten Stellen in den 
Gemeinden. In der Stadt Zürich brauchte es starke Überzeugungsarbeit der zuständigen Per-
sonen und verbündeten Politikern, die auf die Praxis hinwiesen und Flexibilität forderten. 
Ähnlich flexible Lösungen wurden beispielsweise bei der Kremation in Zürich gefunden, wo 
man die Hindus die Feuerbestattung, eine tief verwurzelte Tradition, selbst auslösen lässt. 
Dies war zuvor nicht erlaubt. In vielen Fällen hat sich gezeigt, dass die zuständige Person für 
die Bestattung in der Gemeinde, respektive die Friedhofskommission, zentrale Akteure sind, 
die eine gemeinsame Lösungsfindung fördern aber auch behindern können. In den meisten 
Fällen verlaufen die Kontakte zwischen den muslimischen Organisationen und den Behörden 
sehr konstruktiv, was beidseitig geschätzt wird. 
Für eine umfassende Lösung für den ganzen Kanton Zürich scheint die Zeit nicht reif zu sein. 
Der Staat sollte nur minimal eingreifen und nur für eine Grundlage sorgen, welche Ermes-
sensspielräume offen lässt und individuelle Lösungen ermöglicht. Die Gesetzgebung im Kan-
ton Zürich lässt dies zu, was auf Seite der Muslime wie auch auf der Seite der Verwaltung 
grundsätzlich geschätzt wird. 
Über das muslimische Grabfeld in Witikon wurde von muslimischer Seite vereinzelt Kritik 
geübt. Dabei geht es meist um Äusserlichkeiten, die auf einem Friedhof anders erwatet wer-
den. Diese Kritikpunkte beruhen eher auf unterschiedlichen ethnischen Hintergründen der 
Personen, als auf islamischen Aspekten. 
8.1.3.2 Ergebnisse Rückführungen 
Der grösste Teil der in der Schweiz verstorbenen Musliminnen und Muslime wird noch im-
mer im jeweiligen Herkunftsland bestattet. Die Gründe dafür liegen einerseits in der stärkeren 
Verwurzelung der ersten und zweiten Generation in ihrer Heimat und andererseits darin, dass 
in vielen Einwohnergemeinden oftmals eine Bestattung nach islamischem Ritus nicht möglich 
ist. Laut Informationen eines islamischen Bestattungsinstitutes ist der zweite Aspekt nicht 
selten anzutreffen. Die Kosten für eine Rückführung, die bis zu 10’000 Franken betragen 
können, übernimmt in den meisten Fällen ein Fonds, in welchen die Familien regelmässig 
einbezahlen. Wenn in einzelnen Fällen die finanziellen Mittel nicht ausreichen und nicht in 
den Fonds einbezahlt wurde, so helfen meist Freunde oder ein Kulturverein aus. Aus den 
Interviews geht hervor, dass im Kanton Zürich dank diesem Rückhalt niemand gegen sei-
nen/ihren Willen auf nicht-muslimische Art bestattet werde, nur weil kein Geld vorhanden ist. 
Die Formalitäten einer Rückführung bringen für die Hinterbliebenen einen grossen Aufwand 
mit sich, der kaum Raum für die Trauerarbeit lässt. Viele Musliminnen und Muslime nehmen 
daher die Leistungen eines islamischen Bestattungsinstituts in Anspruch. Diese Institute über-
nehmen in erster Linie die Rückführung der Verstorbenen in ihr Ursprungsland und die damit 
zusammenhängenden Formalitäten, aber auch muslimische Bestattungen in der Schweiz. 
Eine Rückführung ist für Personen muslimischen Glaubens nicht unproblematisch. So sieht 
die Tradition vor, dass die Toten möglichst rasch und nahe am Todesort bestattet werden 
sollen. Aus diesem Grund wird versucht, die ganzen Formalitäten unmittelbar zu vollziehen. 
Diese Abläufe haben sich an den meisten Orten im Kanton Zürich in den letzen Jahren einge-




muslimischen Gemeinschaften dafür nötig. Probleme entstehen meist dann, wenn Missver-
ständnisse zwischen den Institutionen vorherrschen. 
Eine Rückführung muss durch den Bezirksarzt oder die Bezirksärztin genehmigt werden. 
Vereinzelt bestehen in diesem Zusammenhang Probleme mit dem Ausstellen des Leichenpas-
ses. Wenn sich die Arbeitszeiten einzelner Stellen auf die Büroöffnungszeiten beschränken 
und kein Pikettdienst vorhanden ist, können speziell bei Feiertagen Wartezeiten von mehreren 
Tagen entstehen. Änderungen bei den Arbeitszeiten wurden vorgenommen, ohne die relevan-
ten Stellen auf Seiten der Muslime und Musliminnen (VIOZ, islamische Bestatter) zu infor-
mieren. Im Kanton Zürich bezahlten die Musliminnen und Muslime jährlich über 40'000 
Franken für die Ausstellung der Leichenpässe und man fordert daher einen gewissen Informa-
tionsfluss der entsprechenden Stellen bei solch zentralen Änderungen. 
8.1.3.3 Ergebnisse Sonderfriedhof 
Die Erstellung eines eigens für Musliminnen und Muslime ausgewiesenen Friedhofs ist seit 
1996 kaum mehr ein Thema, auch wenn sich im direkten Austausch zwischen der jüdischen 
und der muslimischen Religionsgruppe gezeigt hat, dass die jüdische Seite die Freiheiten sehr 
schätzt, welche ihnen das private Grabfeld ermöglicht. Die Vorgaben durch die Gesundheits-
direktion müssen jedoch auf jedem Grabfeld eingehalten werden. Die Finanzierungsprobleme 
in den 1990er Jahren treffen zusammen mit der Erfahrung religionsübergreifender Friedhöfe 
aus dem ehemaligen Jugoslawien. Nach den Aussagen verschiedener Exponenten muslimi-
scher Gruppen reflektiert ein gemeinsamer Friedhof, auf welchem alle nach ihren Vorstellun-
gen begraben werden können, das Zusammenleben in der hiesigen Gesellschaft. Diese Situa-
tion deckt sich auch mit der Rechtsauffassung von Kälin und Riederer (2000: 16): „Der Staat, 
der eine Rechtsordnung schafft, die berechtigten Anliegen einer Minderheit nicht Rechnung 
trägt, darf die Behebung dieses Ausschlusses nicht einfach den Betroffenen überlassen, wo 
dies ihnen nicht ohne besondere Anstrengung möglich ist.“ 
8.1.3.4 Ergebnisse Interkommunale Zusammenarbeit 
Viele muslimische Personen, die ausserhalb der Stadt Zürich wohnhaft sind, erkundigen sich 
bei der städtischen Verwaltung, ob eine Bestattung auf dem Grabfeld in Zürich-Witikon mög-
lich wäre. Dieses einzige Grabfeld für Musliminnen und Muslime im Kanton ist jedoch aus-
schliesslich für Einwohner und Einwohnerinnen der Stadt Zürich geschaffen worden. Der 
Boden in der Stadt Zürich ist für ein Ausweitung des Konzeptes auf muslimische Personen 
von ausserhalb zu rar. Der Vollzug der Bestattung in Form eines Zweckverbandes ist nach § 1 
der Bestattungsordnung grundsätzlich möglich. Erscheinen die Aufwendungen, die mit der 
Errichtung eines Sondergrabteils auf einem öffentlichen Friedhof verbunden sind, im Ver-
hältnis zum Anliegen von Musliminnen und Muslimen, übermässig, so können diese an einen 
Ort in zumutbarer Distanz verwiesen werden (Rieder/Kälin 2000).  
In der Agglomeration Luzern haben sich im Jahr 2007 neun Gemeinden auf ein gemeinsames 
Grabfeld für Musliminnen und Muslime geeinigt, was seitens der Glaubensgemeinschaft sehr 
geschätzt wird. Noch unklar ist, ob das geplante Grabfeld in Winterthur ebenfalls verstorbene 
Musliminnen und Muslime aus den anliegenden Gemeinden aufnehmen wird, was von der 
Stadtgärtnerei als grundsätzlich sinnvoll erachtet wird. Ebenfalls zur Diskussion steht ein 
gemeinsames Grabfeld in der Region Limmattal. Andere bereits bestehende Zweckverbände, 
wie beispielsweise die Friedhofgemeinde Bülach, sehen keine Möglichkeit, ein gemeinsames 
Grabfeld für Musliminnen und Muslime zu schaffen. 
In vielen Regionen bestehen bereits kommunale Kooperationen für die Kremation. Solche 
Zweckverbände könnten ebenfalls für muslimische Grabfelder geschaffen werden. 




In vielen Gemeinden herrscht ein Informationsdefizit auf Seiten der Friedhofsbehörden wie 
auch in muslimischen Kreisen. Dieses Defizit wirkt hemmend auf den Austausch und die 
Diskussion um praktikable Lösungen. 
Empfehlung 1.1:  
Der Austausch zwischen den Behörden und den muslimischen Gruppen hinsichtlich der 
Bestattungsfrage sollte vom Kanton angeregt und in den Gemeinden mit gemeinsamen 
Arbeitsgruppen gefördert werden. 
Einige Friedhöfe haben bereits pragmatische Möglichkeiten zur Bestattung von Musliminnen 
und Muslimen gefunden. Dies ist bei einem grossen Teil der muslimischen Bevölkerung in 
den jeweiligen Gemeinden jedoch nicht bekannt. 
Empfehlung 1.2:  
Bei pragmatischen Lösungsfindungen im Bereich der Bestattung von Musliminnen und 
Muslimen (speziell bezüglich der Ausrichtung) sollen die muslimischen Gruppen trans-
parent informiert werden. 
Die Situation hinsichtlich freier Grabfelder ist auf den verschiedenen Friedhöfen im Kanton 
Zürich sehr unterschiedlich. Bei der Diskussion um die ewige Grabesruhe sollte in Betracht 
gezogen werden, dass viele Friedhöfe durch die Zunahme an Nischengräbern für Urnen über 
ausreichend Platz verfügen. 
Empfehlung 1.3:  
Bevor die Diskussionen mit Vertreterinnen und Vertretern der muslimischen Gemein-
schaft geführt wird, soll auf Seite der Friedhofsverwaltung sachlich geprüft werden, in-
wiefern ein abgetrenntes Grabfeld unter den gegenwärtigen Umständen möglich wäre. 
Was die ewige Totenruhe angeht, kann aufgrund der unklaren zukünftigen Bevölkerungsent-
wicklung von staatlicher Seite hierfür keine Garantie gegeben werden. Es gilt aber die spe-
ziellen Bedürfnisse wenn immer möglich zu beachten.  
Empfehlung 1.4:  
Beim Entscheid, ob die Gräber von Muslimen und Musliminnen aufgehoben werden 
sollen, ist dem besonders hohen Stellenwert, welche die ungestörte Totenruhe für An-
gehörige dieser Religion hat, Rechnung zu tragen, falls eine Wiederbelegung nicht 
zwingend nötig ist. 
Durch die geringe Anzahl von Personen muslimischen Glaubens in einigen Gemeinden, kann 
die Erstellung eines speziellen Grabfeldes in einer solchen Gemeinde unverhältnismässig 
erscheinen. Eine Zusammenarbeit solcher Gemeinden mit Gemeinden, die von Platzmangel 
betroffen sind, kann in diesen Situationen zu Lösungen führen. Diese Zusammenarbeit kann 
die Form einer interkommunalen Vereinbarung oder eines Zweckverbandes annehmen. 
Empfehlung 1.5:  
Die Regierung soll prüfen, inwiefern in der Frage der muslimischen Bestattung die Bil-
dung von Zweckverbänden oder interkommunaler Zusammenarbeit zwischen den Ge-






Neben der Moschee Petit-Saconnex in Genf und der Mahmud Moschee in Zürich – mit der 
typischen Kuppel und einem Minarett – findet man in der Schweiz lediglich Gebetsräume 
islamischer Gemeinschaften, die äusserlich kaum erkennbar sind. Diese Gebetsräume befin-
den sich meist in einer Industriezone und vereinzelt in Wohnhäusern an peripherer Lage. 
Dadurch können diese Bauten ihre traditionelle Funktion als Ort der religiösen und sozialen 
Begegnung nur beschränkt wahrnehmen (Gerber/Mirabile/Echarte 2004: 21). Die Räumlich-
keiten werden normalerweise von einer spezifischen Gruppe getragen, meist mit ähnlicher 
geographischer und kultureller Herkunft und werden für das Gebet, kulturelle Veranstaltun-
gen, Schulungen, als Cafeteria u.s.w. genutzt. Die heute eher auf Pragmatismus beruhende 
Multifunktionalität der Gebetsräume deckt sich insofern mit der historischen Form der Mo-
schee, als diese traditionell nicht nur Gebetsstätte, sondern oft auch Schule, Universität, Kran-
kenhaus und Armenküche zugleich war (Waldmann 2002: 219). Begriffe wie kulturelle Zent-
ren, Gebetsräume und Moscheen werden aus diesem Grund in der Literatur über die westeu-
ropäische Situation oft vermischt. Obwohl in dieser Studie der religiöse vom kulturellen As-
pekt möglichst getrennt untersucht werden soll, lassen sich in dieser Hinsicht die Gebetsräu-
me nicht von den kulturellen Zentren trennen (Baumann/Stolz 2007b: 42). Die Finanzierung 
der Gebetsräume läuft in der Regel über Beiträge der Mitglieder. Gewisse Zentren werden 
zudem von ihren Ursprungsländern mitunterstützt (Schneuwly/Lathion 2003: 14). 
Untersuchungen aus dem westeuropäischen Raum (Maussen 2005) zeigen, dass in den meis-
ten Fällen (speziell in Frankreich, Deutschland, Belgien und den Niederlanden) der Bau von 
Moscheen von den Behörden gebremst wurde. Die Argumente kamen in der Regel von Inte-
ressengruppen und beinhalteten meist praktische Aspekte, wie die Lärmbelastung, Parkplatz-
probleme und nur vereinzelt Aspekte der kulturellen Differenz. Während man in Frankreich 
anstrebt, eine grosse repräsentative Moschee in jeder grösseren Stadt zu planen, wurde im 
Vereinigten Königreich vermehrt versucht, die Etablierung von Moscheen in der Stadtpla-
nung miteinzubeziehen (ebd: 29f.). Die Europäische Kommission gegen Rassismus und Into-
leranz (ECRI 2004) sieht den Mangel an Gebetsräumen in der Schweiz als das neben der 
Kopftuchproblematik für die Minderheit der Muslime aktuellste Problem an. 
Die Minarettdebatte, die speziell durch den Fall von Wangen bei Olten in der breiten Öffent-
lichkeit ausgetragen wird, findet in dieser Studie keinen Platz. Im Bezug auf die staatliche 
Garantie zum Recht auf Religionsausübung nach Art. 15 BV, der Neutralität hinsichtlich 
religiöser Bauten und im Speziellen von Minaretten, wird auf Waldmann (2002) verwiesen. 
8.2.2 Statistik 
Laut der VIOZ existieren im Kanton Zürich 42 islamische Zentren (Stand: März 2008). Die 
meisten Zentren bestehen bereits zwischen zwanzig und dreissig Jahren, was auf eine gewisse 
Kontinuität hinweist. Die VIOZ ist zwar für die staatlichen Institutionen im Kanton meist die 
Ansprechpartnerin, längst nicht alle muslimischen Gemeinden resp. islamischen Zentren sind 
jedoch Mitglied dieser Vereinigung. Die genannten Zahlen können jedoch als Richtwert ange-
sehen werden. Es wird angenommen, dass alle Zentren über Gebetsmöglichkeiten verfügen. 
13 dieser Zentren befinden sich in der Stadt Zürich, sechs in Winterthur, und zusammen fünf 
in den Gemeinden Schlieren und Dietikon. Der Umstand, dass viele Moscheen in Städten und 
Gemeinden mit einem relativ hohen Muslimanteil zu finden sind, täuscht darüber hinweg, 
dass die meisten Musliminnen und Muslime die Kulturzentren ihrer Herkunftsländer besu-
chen, die sich häufig nicht in der eigenen Wohngemeinde befinden. Die Gemeinschaften 
lassen sich laut Experten normalerweise da nieder, wo ein passender Raum zur Miete oder 
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zum Kauf gefunden wird, was in den letzten Jahren laut der VIOZ vorwiegend in den Agglo-
merationsgemeinden der Fall war. 
Wie sich die Besucher aus sozio-demographischer und sozio-ökonomischer Perspektive zu-
sammensetzen, lässt sich kaum eruieren. Personen aller Altersgruppen besuchen die Gebete. 
Tendenziell wird angenommen, dass ältere Personen die Gebetsräumlichkeiten regelmässiger 
aufsuchen und ebenfalls die kulturellen Einrichtungen vermehrt in Anspruch nehmen. In die-
ser Hinsicht reagieren die Musliminnen und Muslime in der Schweiz auf ihre diasporabeding-
ten Lebensumstände ähnlich den christlichen Migrantinnen und Migranten aus Italien, Spa-
nien oder auch Kroatien. Die jüngeren Personen besuchen die Zentren für das Gebet, die kul-
turelle Komponente scheint bei ihnen weniger gefragt zu sein. Aus diesen Gründen gibt es 
keine Anzeichen dafür, dass die Nachfrage nach gemeinschaftlichen Gebetsmöglichkeiten in 
naher Zukunft nachlassen wird. 
Die einzelnen Vereine kennen zwar ihre Mitglieder, daraus lässt sich jedoch nicht auf die 
Anzahl der Besuche für die Gebete schliessen. Oft besuchen praktizierende Musliminnen und 
Muslime unter der Woche eine Moschee in der Nähe des Arbeitsplatzes. Die Gebete werden 
in arabischer Sprache gelesen. Am Freitag folgt meistens eine Predigt in der Landessprache 
des Vereins. Auffallend ist die hohe Besucherzahl an den Freitagen und verstärkt noch an den 
muslimischen Feiertagen und während des Ramadans.  
8.2.3 Ergebnisse 
Die meisten Religionsgruppen haben das Bedürfnis nach würdigen Sakralbauten. Neben den 
fehlenden finanziellen Mitteln auf Seiten der muslimischen Glaubensgemeinschaften sehen 
sich diese mit einem erheblichen Normengeflecht bezüglich der Errichtung oder Umnutzung 
von Gebäuden konfrontiert. Beim Bau von neuen Räumlichkeiten steht meist der örtliche 
Nutzplan im Wege, da kaum Platz für Sakralbauten eingeplant ist (Gerber/Mirabile/Echarte 
2004: 21). Für die Umnutzung von bestehenden Räumlichkeiten fehlen oft diese passenden 
Möglichkeiten, die auch finanzierbar sind. Diese in der Literatur erwähnten Probleme schei-
nen im Kanton Zürich weniger akut zu sein.  
Bewilligungen und Reklamationen 
Sehr viele Bauvorschriften erweisen sich in der Schweiz auf den ersten Blick als religions-
neutral, können aber in ihren Auswirkungen Minderheiten- oder nicht angestammte Religio-
nen einseitig benachteiligen (Waldmann 2002: 226). Da es sich meist um Umnutzungsvorha-
ben handelt, existieren laut der VIOZ im Kanton Zürich aber kaum Probleme mit den Bewil-
ligungen. In vielen Fällen wurde der Kontakt zu den Behörden und den Anwohnern gesucht, 
um allfällige Probleme im Vorab zu klären. Seitens der Muslime versucht man alle Richtli-
nien einzuhalten, auch wenn die Prozeduren oft nicht einfach sind. Grundsätzlich und bis auf 
wenige Ausnahmen fühlt man sich hinsichtlich dieser Vorschriften nicht diskriminiert. 
Nur ein einziger Fall ist bekannt, wo eine Reklamation von Anwohnern in der Stadt Zürich zu 
einer Klage gegen eine muslimische Gemeinschaft führte. Das Verkehrsaufkommen und die 
mangelnden Parkplätze bilden meist den Anlass für Reklamationen. Das hohe Verkehrsauf-
kommen steht im Zusammenhang damit, dass die Leute oft von weit her anreisen, und ande-
rerseits in der oft schlechten Erschliessung der Industriegebiete durch den öffentlichen Ver-
kehr. Meist ist es nicht auszuschliessen, dass sich vereinzelt Personen diskriminiert fühlen, da 









Die vorgängig erwähnten Punkte der Prozeduren und Schwierigkeiten, geeignete Räumlich-
keiten zu finden, führt dazu, dass vielerorts ein eklatanter Mangel an Platz in den Gebets-
räumlichkeiten herrscht. Speziell wird dies an den muslimischen Feiertagen und während des 
Ramadans wargenommen. Laut der VIOZ ist es kaum möglich, für spezielle Anlässe zusätzli-
che Räume zuzumieten, da private Vermieter oft sehr skeptisch sind. In einzelnen Fällen hat 
die Integrationsförderung der Stadt Zürich versucht zusätzliche Räume zu vermitteln. Verein-
zelt konnte hierfür Hilfe geleistet werden, wie z. B. für die Freitagsgebete an der Rötelstrasse. 
Eine Lösung für die Zeit des Ramadans konnte aber trotz beidseitigem Bemühen keine gefun-
den werden.  
Aufgrund des Platzmangels bleiben in vielen Fällen tendenziell jene Personen zu Hause, die 
nicht zu der jeweiligen Gemeinde gehören, sowie Frauen und Kinder (vergleiche auch ECRI 
2004: 15). Diese Situation kann die Diskriminierung der Frauen hinsichtlich der Möglichkeit 
der religiösen Pflichtausübung fördern. Dass türkische Frauen weniger in den Mosche-
en/Gebetsräumen beten als Männer, zeigt auch Sonderegger (2001: 83) anhand seiner Erhe-
bungen. 
Staatliche Hilfestellungen 
Solange wenig gesellschaftliche Akzeptanz gegenüber der muslimischen Bevölkerung vor-
handen ist, wollen die meisten Vertreter und Vertreterinnen von muslimischen Organisationen 
bezüglich der Gebetsräume nichts erzwingen. Eine gemeinsame repräsentative Moschee ist 
zwar ein latenter Wunsch, wird aber wegen der fehlenden Akzeptanz und vor allem wegen 
den hohen Kosten nicht aktiv verfolgt. Im Zusammenhang mit den Bestrebungen des Forums 
der Religionen stellte die Stadt Zürich der VIOZ im Jahr 1996 beim Letzigrund eine Parzelle 
zum Bau einer Moschee in Aussicht. Die finanzielle Situation und die Fokussierung der mus-
limischen Organisationen auf das Friedhofsprojekt standen der Verwirklichung jedoch im 
Wege. Neben dem Aspekt der noch fehlenden Akzeptanz in breiten Bevölkerungsteilen wird 
angenommen, dass eine repräsentative Moschee zudem einige heikle innerislamische Fragen 
wie die der Sprache und der finanziellen Beteiligung aufwerfen würde. 
Angesprochen werden hinsichtlich der Förderung von Akzeptanz die Politik, das Bildungswe-
sen und die Integrationsstellen. Nur wenn in der Bevölkerung Verständnis vorhanden ist, 
können Projekte dieser Art erfolgreich realisiert werden. Speziell zwischen den Integrations-
beauftragten und der VIOZ herrscht ein reger Austausch zu dieser Thematik, der von beiden 
Seiten geschätzt wird. 
Eine stärkere Orientierung der Muslime und Musliminnen an den politischen Gemeinden ist 
eine Vision, welche man vereinzelt von muslimischen Vertreterinnen und Vertretern hört. 
Durch den Besuch von Gebetsräumen, die im Normalfall nicht in der Wohngemeinde liegen, 
wird die angestrebte Integration von Musliminnen und Muslimen mit Migrationshintergrund 
erschwert.  
Die Thematik der fehlenden Imame fliesst ebenfalls in dieses Kapitel ein, da speziell der 
jüngeren Bevölkerung durch die mangelnde Kenntnis der deutschen Sprache vieler Imame 
nur beschränkt Wissen vermittelt werden kann. Ein besonderer Mangel an ausgebildeten I-
mamen entsteht während des Ramadans, der meist durch unausgebildete Personen abgedeckt 
wird, was von keiner der befragten Personen als befriedigend erachtet wird. 
8.2.4 Empfehlungen 
Durch den grossen Andrang von vielen gläubigen Musliminnen und Muslimen, ist das Ver-
kehrsaufkommen speziell an Feiertagen und an den Abenden des Ramadans in manchen Fäl-
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len sehr gross. Einzelne Gemeinschaften organisieren Personen, die den Verkehr einweisen 
und versuchen auf diese Weise das Problem einzudämmen. 
Empfehlung 2.1  
Den grösseren Gemeinschaften wird empfohlen, die Verkehrssituation mit ihren Mit-
gliedern zu besprechen und wenn nötig bei grösseren Anlässen, um Konflikten vorzu-
beugen, die Parkplatzsituation selbst zu überwachen.  
Eine Orientierung der muslimischen Institutionen an den politischen Körperschaften (Ge-
meinden) wäre aus verschiedenen Gründen wünschenswert. Speziell die zweite und die dritte 
Generation fühlen sich zunehmend weniger mit den kulturellen Aspekten der Gemeinschafts-
zentren verbunden, jedoch weiterhin mit dem Islam. Die Gremien, die dadurch geschaffen 
werden könnten, würden den politischen Gebietskörperschaften direkte Ansprechspersonen 
geben und den muslimischen Gemeinschaften, durch die Loslösung der ethnischen Verbin-
dungen, vermehrt Legitimität verleihen. 
Empfehlung 2.2  
Zusammen mit der Empfehlung aus Kapitel 3.3 sollte geprüft werden, inwiefern die 
Möglichkeit besteht, dass sich Musliminnen und Muslime freiwillig bei den Gemeinde-
registern eintragen lassen und die Daten vertraulich weitergegeben werden, damit sich 





8.3 Leben im Alter 
8.3.1 Einleitung 
In der Fachliteratur lässt sich noch wenig über die spezifische Pflege von älteren Muslimin-
nen und Muslimen finden. Entweder wird die Pflege von älteren Personen mit Migrationshin-
tergrund im Allgemeinen (Mölbert 2004) oder von Musliminnen und Muslimen jeglichen 
Alters (siehe auch Teilstudie Gesundheit) behandelt. Diese Forschungslücke weist darauf hin, 
dass die Pflege von älteren Personen mit muslimischem Hintergrund in Westeuropa und spe-
ziell in der Schweiz wegen der demographischen Situation noch kaum ein Thema ist. 
Die Pflege muslimischer Patienten ist für nichtmuslimische Pflegekräfte hinsichtlich einiger 
Punkte nicht unproblematisch. Da die Leistungen traditionellerweise auf die grossen christli-
chen Konfessionen ausgerichtet sind, stellen sich Probleme bei der Pflege von Angehörigen 
von Minderheiten (Hafner/Gremmelspacher 2002: 91). Zudem gibt es im Islam verschiedene 
Glaubensströmungen, die jeweils im Detail andere Rituale und Lebensweisen pflegen. Der 
Aufenthalt in den der christlichen Tradition verpflichteten Altersheimen ist den muslimischen 
Senioren und Seniorinnen fremd und dies führt bei ihnen laut Werner Schatz (2002: 25) oft zu 
psychischen Problemen, was die besondere Aufmerksamkeit des Pflegepersonals erfordert. 
Hier stellt sich die Frage, welche dieser Rituale in der Alterspflege Platz finden oder Platz 
finden könnten, und wie damit umgegangen wird. Die Tätigkeiten der Institutionen der Ge-
sundheitsdirektion basieren auf dem verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot, welches grund-
sätzlich zur Folge hat, dass in der Pflege keine Unterschiede hinsichtlich der Religionen ge-
macht werden dürfen. Trotzdem werden in der pflegerischen Praxis spezifische Wünsche der 
Patienten erfüllt. 
Die Sicherstellung einer bedürfnisgerechten Gesundheitsversorgung ist primär Aufgabe der 
Kantone. Die Teilaufgaben der Alterspflege sowie der Spitex liegen hingegen im Verantwor-
tungsbereich der Gemeinden. 
Dadurch, dass bis anhin nur vereinzelt Musliminnen und Muslime die Alterspflege in An-
spruch genommen haben, wurde mit der vorliegenden Studie in erster Linie abgeklärt, aus 
welchen Gründen der Muslimanteil derart gering ist, wie die Institutionen bei möglichen 
Problemen vorzugehen gedenken, und ob bereits Vorkehrungen in dieser Hinsicht getroffen 
wurden. Zur Untersuchung der Situation des Spitex Dienstes wurde eine Gemeinde mit einem 
hohen Muslimanteil ausgewählt, damit mögliche Berührungspunkte am besten erörtert wer-
den konnten.  
8.3.2 Statistik 
Der Klientenanteil der Musliminnen und Muslime in der Alterspflege ist ähnlich dem Bereich 
der Gesundheit nicht abgedeckt durch öffentliche Statistiken. Die untenstehende Tabelle 
zeigt, was bereits aus dem Teilkapitel Statistik hervorgeht: Die muslimische Bevölkerung im 
Kanton Zürich ist sehr jung und in den höheren Altersklassen sind Personen mit muslimi-
schem Glauben sehr schwach vertreten. Mehr als 99 Prozent der Musliminnen und Muslime 
sind jünger als siebzig Jahre. Über neunzig Prozent der mehr als siebzig Jahre alten Musli-
minnen und Muslime stammen aus dem ehemaligen Jugoslawien, der Türkei oder der 
Schweiz. 
Durch die Dezentralisierung der Pflegezentren und der Spitexdienste gibt es über die Religi-
onszugehörigkeit der pflegebedürftigen Personen keine Erhebung auf kantonaler Ebene. Die 
Integrationsförderung der Stadt Zürich nimmt an, dass rund ein Prozent der Klientinnen und 
Klienten in Altersheimen und rund 1.5 Prozent in Pflegezentren einen Migrationshintergrund 
haben. Über die Religionszugehörigkeit können jedoch auch hier keine Angaben gemacht 
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werden. Es wird aber angenommen, dass sich der Anteil der Musliminnen und Muslime auf 
einem leicht tieferen Niveau bewegt. 
Tabelle 24: Musliminnen und Muslime in höheren Altersklassen 
Alter in Jahren Anzahl Personen Anteil in % 




Quelle: Bundesamt für Statistik, Volkszählung 2000 
 
Tabelle 25: Musliminnen und Muslime in höheren Altersklassen aus der Schweiz, der 
Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien 
Alter in 
Jahren 
Muslime mit Herkunft Schweiz, Türkei und 
ehemaliges Jugoslawien/Anteil am Total 




70-79 321 92% 28 8% 349 
>80 91 96% 4 4% 95 
Total 412 93% 32 7% 444 
Quelle: Bundesamt für Statistik, Volkszählung 2000 
In den Pflegezentren der Stadt Zürich wurde im Februar 2008 keines der 1'600 Betten von 
einem Muslimen oder einer Muslimin belegt. Obwohl keine Zeitreihe dieser Daten zu Verfü-
gung steht, wird dieser Wert von der zuständigen Stelle als Norm angesehen. Der Musliman-
teil in der Stadt Zürich lag im Jahr 2000 mit 5.7 Prozent 0.4 Prozentpunkte über dem kantona-
len Durchschnitt. Durch die Bestätigung verschiedener Experten lässt sich annehmen, dass 
der Anteil der Musliminnen und Muslime in den Pflegezentren im ganzen Kanton als margi-
nal eingeschätzt werden kann. 
Ebenfalls nur eine vage Aussage lässt sich über den Anteil bei den Spitexdiensten machen. 
Nur vereinzelte Spitextdienste vermerken die Religionszugehörigkeit der Klientinnen in ih-
rem System. Die Spitex pflegt gelegentlich Klientinnen und Klienten mit muslimischem Hin-
tergrund. Der Anteil, der den Dienst in Anspruch nimmt, ist jedoch auch in Gemeinden mit 
einem hohen Muslimanteil verschwindend klein (Annahme von 2-3%). Meist handelt es sich 
bei diesen Diensten um spezifische Tätigkeiten der Behandlungspflege wie dem Verabreichen 
von Medikamenten und dem setzen von Infusionen. Die Grundpflege übernimmt auch hier in 
den meisten Fällen die Familie. 
Auf dem Hintergrund der heute noch eher jungen Bevölkerungsgruppe wird die Alterspflege 
muslimischer Patientinnen und Patienten in der Schweiz ein zunehmend wichtigeres Thema 
werden. Inzwischen bleiben viele Eingewanderte der ersten Generation hier, was bei den 
weiteren Generationen noch verstärkt der Fall sein wird. Der steigende Anteil schweizerischer 
Musliminnen und Muslime gilt es in dieser Frage ebenfalls zu beachten. Verschiedene Exper-
tinnen und Experten nehmen an, dass Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien in Zukunft 
in Pflegezentren vermehrt vertreten sein werden, während die türkischen Muslime tendenziell 






Konfrontationen mit religiös begründeten Wünschen und Bedürfnissen existieren in der Al-
terspflege im Kanton Zürich nur sehr selten. Grundsätzlich spielt die Religion in der Alters-
pflege eine untergeordnete Rolle. Gemäss den Erfahrungen in der Stadt Zürich stellen sich 
gelegentlich Probleme in Pflegezentren und ähnlichen Institutionen mit dem Bedürfnis von 
jüdischen Personen nach Mahlzeiten, die nach koscheren Vorschriften zubereitet werden 
müssen. In diesem Kapitel werden mögliche Berührungspunkte der christlich geprägten Al-
terspflege mit dem Islam eruiert und die Sensibilität der Alterspflegeinstitutionen besprochen. 
Berührungspunkte und Barrieren 
Aus den wenigen statistischen und qualitativen Daten in diesem Bereich ist ersichtlich, dass 
die von der öffentlichen Hand angebotene Alterspflege von Musliminnen und Muslimen 
kaum in Anspruch genommen wird. Dafür verantwortlich ist primär die geringe Zahl von 
Musliminnen und Muslimen in höheren Altersklassen. Folgende Barrieren können zudem 
hemmend wirken: 
− Religionsspezifische Berührungspunkte 
− Kulturspezifische Konzepte der Alterssicherung 
− Sprachliche Barrieren und die Komplexität der Versorgungsmöglichkeiten 
Die Erkenntnisse aus den Interviews werden im Folgenden anhand der drei aufgeführten Bar-
rieren besprochen. Die religions- und die kulturspezifischen Elemente lassen sich nicht ein-
deutig voneinander trennen, da sich beide wechselseitig beeinflussen. Die in der Einleitung 
zum Kapitel erwähnten innerislamischen Differenzen sind sehr gering und werden hier nicht 
thematisiert. 
Religionsspezifische Anforderungen 
Die fünf Säulen des Islams werden von den unterschiedlichen Glaubensausrichtungen sehr 
ähnlich gelebt. Die einzigen Pflichten, welche die Pflegetätigkeit direkt tangieren, sind die 
Gebete und das Fasten im Ramadan. Lässt der Gesundheitszustand eines Patienten das Fasten 
zu, sollte dem nichts im Wege stehen. Kranke Personen dürfen jedoch darauf verzichten und 
diese Pflicht kompensieren (Flühler 2002: 55). Vor dem Gebet eine Waschung durchzuführen 
sollte aus theoretischer Sicht keine grösseren Probleme für das Pflegepersonal darstellen. 
Personen mit unterschiedlich stark ausgeprägten religiösen Hintergründen haben spezielle 
Ansprüche, jedoch werden diese nur selten auch eingefordert. Wie bei allen zusätzlichen 
Wünschen kann auch bei der rituellen Waschung vor dem Gebet der chronische Zeitmangel in 
der Pflege relevant sein. Individuelle Wünsche, nicht nur religiöser Art, werden laut dem 
Stadtärztlichen Dienst regelmässig erfüllt, so werden beispielsweise Personen zum Rauchen 
in ein Raucherzimmer geführt. Die religionsbedingten Bedürfnisse müssen von den Patientin-
nen und Patienten geäussert werden, da jeder muslimische Glaubensangehörige die Religion 
anders lebt und man versucht, positiven Rassismus zu verhindern. Für das Gebet steht in den 
meisten Pflegezentren ein sogenannter „Raum der Stille“ zur Verfügung. Auch ohne religiöse 
Symbolik wird es seitens der Muslime beispielsweise sehr geschätzt, wenn ein Pfeil die 
Himmelsrichtung von Mekka anzeigt. 
Einige weitere Aspekte des islamischen Alltags bringen zwangsläufige Berührungspunkte 
zwischen den Pflegenden und den Patientinnen/Patienten mit sich, wie bereits die Teilstudie 
Gesundheit aufzeigt (siehe Kapitel 5.1.1). Zu erwähnen gilt es die Speisevorschriften und die 
Aspekte der Hygiene, die für viele Musliminnen und Muslime wie auch für viele Jüdinnen 
und Juden zentral sind. Ebenfalls ähnlich wie bei den Jüdinnen sollten auch muslimische 
Frauen - wenn immer möglich - von Frauen gepflegt werden, um deren Intimität zu wahren. 
Im Bereich der Spitex wie auch in Pflegezentren war dies bis anhin noch kaum ein Problem, 
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da der grösste Teil der Pflege von Frauen verrichtet wird. Eine weibliche Pflegerin wird von 
muslimischen Männern dagegen in der Regel eher akzeptiert. 
Beim Versterben einer muslimischen Person ist aus religiöser Sicht in erster Linie wichtig, 
dass der Körper beim Eintreten des Todes in Richtung Osten liegt. Die rituelle Waschung und 
die Vorbereitung zur Bestattung oder zur Rückführung werden danach von der Gemeinschaft 
oder dem Bestatter/der Bestatterin übernommen. 
In einigen Untersuchungen wurden die Theorien des „ethnischen und religiösen Rückzuges“, 
der Zunahme von Ethnizität und Religiosität im Alter und deren Betrachtung als Ressource 
für ein positives Altern, bestätigt (u. a. Mölbert 2004). Man sollte den Patientinnen und Pati-
enten daher Raum geben, um ihren Glauben zu leben und zu praktizieren. Eine durchgehend 
neutrale Pflege ist daher nicht sinnvoll und kann auch kaum praktiziert werden. Dass eine 
Person in einem Pflegeheim jedoch fünfmal pro Tag beten will und vom Personal die rituelle 
Waschung verlangt, ist wohl äusserst selten, wie verschiedene Interviewpartner und Inter-
viewpartnerinnen von der muslimischen Seite versicherten. Wichtig ist, dass das Personal 
weiss, wie damit umzugehen wäre. Werden in den Pflegezentren der Stadt Zürich Personen 
mit muslimischem Hintergrund betreut, wird versucht, bedürfnisgerecht auf die wesentlichen 
Aspekte der Religionsausübung Rücksicht zu nehmen. 
Der Gesundheitsdirektion des Kantons liegen nur selten Beschwerden aus dem Alltag in den 
Pflegezentren vor und bis anhin keine, bei denen die Zugehörigkeit zum Islam eine Rolle 
gespielt hätte. 
Kulturspezifische Konzepte der Alterssicherung 
Traditionell haben die älteren Musliminnen und Muslime in der Schweiz das Gefühl, dass sie 
bis zu ihrem Tode in den Kreis der Familie gehören und auch in diesem Rahmen gepflegt 
werden sollen. Dieser Aspekt des Generationenvertrages wird nicht vorwiegend vom Islam, 
sondern in erster Linie von den Traditionen der jeweiligen Herkunftsländer geprägt. Auch 
Schweizerinnen und Schweizer akzeptieren normalerweise die Hilfe von Angehörigen, dies 
geht aber meist nicht weiter als bis zur Hilfe im Haushalt. Zu beachten gilt es das Problem, 
dass viele jüngere Leute ihre muslimischen Eltern zuhause pflegen und dadurch ihre eigene 
berufliche Tätigkeit durch eine Auszeit oder eine Reduktion des Arbeitspensums einschrän-
ken. 
Die Situation zuhause ist demnach einfacher, da das private Umfeld dem Empfinden nach auf 
diese Weise eher intakt bleibt. Die Spitex kann in solchen Situationen flexibler handeln, als 
dies in Pflegezentren möglich ist. Oft ist dabei aber die Finanzierung ein Problem, da nicht 
alle Handlungen von der Grundversicherung abgedeckt werden. So wird ein gewisser Teil der 
Grund- und Behandlungspflege übernommen, während die Haushaltshilfe von den Patientin-
nen und Patienten selbst getragen werden muss. 
Verschiedene kulturelle Rituale, die in der Altenpflege oftmals kaum berücksichtigt werden 
können, steigern das Wohlbefinden der zu pflegenden Personen. In einigen Fällen sollte ge-
prüft werden, inwieweit vermehrt auf diese Bedürfnisse eingegangen werden kann. Bei einem 
Hausbesuch der Spitex sollte die Gastfreundschaft nicht ausgeschlagen werden, und es gilt 
unter anderem darauf zu achten, dass beispielsweise beim Eintreten in eine Wohnung die 
Schuhe ausgezogen werden. 
Vereinzelt kommt es in der Alterspflege zu Konflikten bezüglich dem Mitspracherecht und 
der Mitentscheidung von verwandten und bekannten Personen in Bezug auf die Schweige-
pflicht des Pflegepersonals. In diesem Aspekt überschneidet sich die Kultur wie auch die 
Religion. Dieser Problematik kann nur mit Aufklärung entgegengewirkt werden. Speziell bei 
der Tätigkeit der Spitex wird der „Umweg“ über die Familienmitglieder oft als unumgänglich 




Dadurch, dass der grösste Teil der Muslime in der Deutschschweiz ihre Wurzeln in der Türkei 
und auf dem Balkan hat, divergieren die Vorstellungen der Alterspflege unter den verschiede-
nen Gruppen weniger stark als in andern Länder. 
Sprachliche Barrieren und die Komplexität der Versorgungsmöglichkeiten 
Die Mehrheit der Generation von Musliminnen und Muslimen höheren Alters, wird noch 
stark vom Hintergrund der Migration geprägt. Aus diesem Grund fehlen bei diesen Personen 
Kenntnisse der Landessprache. Die Tatsache, dass auch ein Teil des Spitexangebotes finan-
ziell durch die Grundversicherung abgedeckt wird, ist bei diesem Bevölkerungsteil oft ebenso 
unbekannt, so dass dieser Anspruch nicht geltend gemacht wird.  
Das Zürcher Forum für Religionen und beispielsweise auch die Integrationsförderung der 
Stadt Zürich versucht in dieser Richtung Aufklärungsarbeit zu leisten. Es gestaltet sich aber 
äusserst schwierig, an die jeweiligen Adressaten zu gelangen. Der vermehrte Einsatz von 
Brückenbauern mit guten Beziehungen zu den Behörden wie auch zu der muslimischen Be-
völkerung könnten in dieser Richtung noch mehr ausrichten.  
Besonders in der Pflege, bei der es um allerpersönlichste Befindlichkeiten geht, spielt die 
verbale Verständigung eine elementare Rolle. Der verbale Aspekt gewinnt durch die interkul-
turelle Dimension zudem an Relevanz Der Vorschlag des Instituts für interkulturelle Mana-
gement- und Politikberatung (IMAP) ist es, die Betreuungs- und Pflegekräfte vermehrt aus 
dem bikulturellen Raum zu rekrutieren. Dieser Aspekt wird in Kapitel 8.4 (Musliminnen und 
Muslime in der öffentlichen Verwaltung) vertieft behandelt. 
Ausbildung und Informationsstand bei den Institutionen 
Die Fachpersonen werden in den Lehrgängen über die Rituale bei den unterschiedlichen Reli-
gionen aufgeklärt. Ebenfalls ist die Religion in den Pflegefachschulen ein Thema. Es sollte 
beachtet werden, dass vermehrt Spezialisten im Gebiet Religion und Pflege solche Kurse 
durchführen. 
Bei einigen Spitexdiensten wird die Religionszugehörigkeit der Patienten nicht systematisch 
erfasst. Vereinzelt schliesst man von der Herkunft der Personen auf die Religion. Die Ge-
sundheitsdirektion des Kantons schreibt eine solche Erfassung nicht vor. 
Die Informationen zur Sterbehilfe und dem Todesfall, welche das Vorgehen bei den unter-
schiedlichen Religionen aufzeigt, gehören laut den Pflegezentren der Stadt Zürich (PZZ) zur 
Grundausstattung in den Pflegezentren. Bei den Spitexdiensten sind solche Informationen 
oder Merkblätter hingegen nicht überall vorhanden. Das Wissen um die Prozesse in solch 
heiklen Situationen darf nicht fehlen. 
Laut der Integrationsförderung der Stadt Zürich verfügen Pflegezentren und Altersheime der 
Stadt Zürich bereits heute vereinzelt über bedeutende Ressourcen, was die oben genannt 
sprachliche aber auch kulturelle Kompetenzen anbelangt. Ein spezifischer Einsatz entspre-
chender Personen ist laut PZZ jedoch nicht vorgesehen. Die Möglichkeiten von kulturkompe-
tenter Altenbetreuung und –pflege wird jedoch noch kaum erkannt.  
Die Seelsorge in den Pflegezentren der Stadt Zürich ist aufgrund der geringen Anzahl von 
muslimischen Patienten nicht auf diese Bevölkerungsgruppe ausgerichtet. Das Faltblatt wie 
auch die Webpage der PZZ sind traditionell aufgrund der Patientenzahlen eher christlich aus-
gerichtet. So lassen sich neben Angeboten für christliche Gottesdienste, Krankensalbungen 
etc. auch nur katholische und reformierte Geistliche auf der Liste der Seelsorge finden.  
8.3.4 Empfehlungen 
Aufgrund der demographischen Situation wird in den nächsten zwanzig Jahren ein markanter 
Anstieg der muslimischen Bevölkerung in den höheren Altersklassen erwartet. Neben der 
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demographischen Entwicklung wird angenommen, dass sich die Muslime stärker Sozialisie-
ren und dadurch auch die Bereitschaft zur familieninternen Pflege abnehmen wird. Die Ent-
wicklung verlangt in den Bereichen der Alterspflege in Zukunft eine gewisse Anpassung an 
diesen Bevölkerungsteil. 
Empfehlung 3.1:  
Die Behörden im Gesundheitsbereich des Kantons Zürich sollten sich den zukünftigen 
Veränderungen bewusst werden und grundsätzlich eine Strategie festlegen, wie man die 
Thematik in Zukunft angehen wird. 
Die Religionszugehörigkeit der Klienten wird nicht systematisch in allen Spitex-Betrieben des 
Kantons erfasst. Die Gesundheitsdirektion schreibt dies auch nicht vor. 
Empfehlung 3.2:  
Die Gesundheitsdirektion soll eine Einführung der Rubrik „Religionszugehörigkeit“ in 
den Kardexvorgaben für die Spitex-Betriebe prüfen. 
Die in Zukunft absehbare Mehrnutzung der Alterspflege durch Muslime sollte adäquat, und 
nicht nur für die Ausbildung der Pflegenden, vorbereitet werden. Die möglichen Berührungs-
punkte zwischen der hiesigen Pflege und dem Islam (Speisevorschriften, Ramadan, Wa-
schung vor dem Gebet, geschlechterspezifische Pflege) sollten diskutiert werden. 
Empfehlung 3.3:  
Die Pflegezentren und Spitexdienste sollen den Informationsstand bezüglich der Pflege 
für Muslime überprüfen und allfällige Schulungen oder Merkblätter für die Mitarbeiter 
bereitstellen. 
Die kulturellen Konzepte der Alterssicherung stützten sich bei den Personen mit muslimi-
schem Hintergrund meist auf den eigenen Familienkreis. Die hiesigen Möglichkeiten sind 
vielen Muslimen nicht bekannt, speziell auch was die Finanzierung angeht. 
Empfehlung 3.4:  
Die Pflegezentren, die Integrationsförderung und die muslimischen Vereine sollten zu-
sammen Massnahmen ergreifen, um die familiäre Hilfe vor Überlastung zu schützen 
und so die soziale Integration und Berufsmöglichkeit der jüngeren Personen, und im 
Speziellen der Frauen, nicht einzuschränken. 
Das Informations-Faltblatt wie auch die Webpage der PZZ sind aufgrund der tiefen Anzahl 
muslimischer Patienten im Angebot wie auch der Darstellung noch immer christlich ausge-
richtet. 
Empfehlung 3.5:  
Die Gesundheitsinstitutionen sollten versuchen, ihr Seelsorgeangebot so religionsneut-
ral wie möglich zu formulieren und kommunizieren. Der Einbezug eines Imams für all-




8.4 Musliminnen und Muslime in der öffentlichen Verwaltung 
8.4.1 Einleitung 
Eine explizite Definition der Arbeit aus der Sicht des Islams lässt sich in den spezifischen 
Texten nicht finden (Demirtas 2003: 91). Relevant sind daher die Umschreibungen in den 
Versen des Korans und in der Sunnah, welche das Leben Mohammeds beschreiben. Der Wert 
der Arbeit daraus abzuleiten ist für die vorliegende Thematik weniger zentral und es werden 
in erster Linie die Aspekte der Religionsausübung im Arbeitsalltag thematisiert. Die Ausei-
nandersetzung mit der Frage ist deshalb von grosser Bedeutung, weil der Arbeitsplatz eine 
eminent wichtige gesellschaftliche Funktion erfüllt. Er bietet eine Existenzgrundlage und für 
Migrantinnen und Migranten ist er häufig einziger legitimer Aufenthaltszweck, er ist Ort der 
Begegnung, von Konfrontation und ein Ort mit weit reichender integrativer Kraft (Büchler 
2002: 427). 
Der Themenkomplex der Musliminnen und Muslime im Arbeitsmarkt hat in der Schweiz 
noch wenig Aufmerksamkeit erfahren. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung und die 
Rechtssprechung dazu sind neueren Datums (ebd.: 428). Die Gründe dafür sind im relativ 
jungen Phänomen der Arbeitsmigration von Personen muslimischen Glaubens und der allge-
mein schwachen Stellung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Schweiz zu finden. 
Die existierende Literatur befasst sich mit der muslimischen Bevölkerung in der gesamten 
Arbeitswelt in der Schweiz (Büchler 2002) oder vergleicht die Situation der Musliminnen und 
Muslime in Feldern wie dem Arbeitsmarkt in verschiedenen europäischen Ländern (EUMC 
2006). Spezifische Studien zu den Anstellungsverhältnissen von Musliminnen und Muslimen 
bei öffentlichen Arbeitgebern lassen sich keine finden. 
Die Situation in Europa zeigt, dass nur eine geringe Anzahl von Diskriminierungen gemeldet 
wird. Stärker drücken sich in den meisten Ländern die Ungleichheiten in den Arbeitslosen-
zahlen und in den soziodemographischen Statistiken aus (siehe Kapitel 3). Trotz dem zuneh-
menden Bewusstsein von „Diversity Management“ in der EU, gibt es in den meisten EU 
Staaten kaum politische Unterstützung zur Durchsetzung verstärkter religiöser Freiheiten am 
Arbeitsplatz (EUMC 2006: 47). 
Das Themenfeld der öffentlichen Verwaltung als Arbeitgeberin wird in diesem Rahmen in 
erster Linie auf kantonaler Ebene untersucht. Die Situation bei den Gemeinden und Städten 
wurde weniger stark berücksichtigt. Die Arbeitsverhältnisse zwischen dem Staat als Arbeit-
geber und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind sehr vielfältig und lassen nur 
wenige verallgemeinernde Aussagen zu. Aus diesem Grund und durch die mangelnden Anga-
ben über die Anzahl und Verteilung muslimischer Arbeitnehmer, werden in diesem Kapitel 
mögliche Konfliktfelder abgesteckt und diskutiert. Erkenntnisse aus den vier Teilstudien, 
welche ebenfalls diesen Themenbereich betreffen, werden ebenfalls miteinbezogen. 
8.4.2 Statistik 
Der Anteil der muslimischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim Kanton Zürich und 
in den Gemeinden ist wie in vielen Bereichen durch öffentliche wie auch in diesem Falle 
interne Statistiken nicht abgedeckt. Der Grund dafür liegt im Schutz der Persönlichkeit. Der 
Kanton Zürich ist mit seinen knapp 40'000 Angestellten der grösste Arbeitgeber im Kanton. 
Das Gros der Arbeitnehmer ist in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und Bildung tätig. 
Im Bereich der Sicherheit wird für die meisten Berufe die Schweizer Staatsbürgerschaft ver-
langt, während für den Bildungsbereich ein hoher Grad an sprachlicher und kultureller Integ-
ration vorausgesetzt wird. Aus diesen Gründen wird angenommen, dass der Anteil der Mus-
liminnen und Muslime in diesen Berufsfeldern verhältnismässig gering ist. Im Gesundheitsbe-
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reich sind laut Expertenaussagen vereinzelt praktizierende Muslime und speziell Musliminnen 
anzutreffen. Über geschlechterspezifische Aspekte können aufgrund der Datenlage keine 
Aussagen gemacht werden. 
8.4.3 Ergebnisse 
Auf den ersten Blick spielt die Religionszugehörigkeit der Arbeitnehmenden im Arbeitsalltag 
keine Rolle, da angenommen wird, dass die Ausübung der Religion Privatsache ist. Nun ist 
aber auch die Arbeitskultur in der Schweiz vom christlichen Hintergrund geprägt (Feiertage, 
Verbot der Sonntagsarbeit etc.) und tangiert in dieser Hinsicht auch religiöse Aspekte. 
Religiöse Praxis 
Die verfassungsrechtliche Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt die persönliche Freiheit, 
sich zu einem Glauben zu bekennen und schliesst das Recht der einzelnen Person ein, ihr 
Verhalten nach der Glaubenslehre zu richten und gemäss ihrer inneren Überzeugung zu han-
deln. Die Verrichtung des Gebets, die Einhaltung des Fastens während des Ramadan die Pil-
gerfahrt, das Tragen des Kopftuches und die Einhaltung der Speisevorschriften sind alles 
Verhaltensweisen, die grundsätzlich durch die Glaubens- und Gewissensfreiheit geschützt 
sind (Büchler 2002: 433f.). 
Weder im Kanton noch in der Stadt Zürich sind bei den Ombudsstellen Beschwerden einge-
gangen, welche die Religionsausübung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der öffentli-
chen Verwaltung oder in staatlichen Institutionen zum Thema hatte.65 Diese Erkenntnisse 
entsprechen den Erfahrungen aus der Privatwirtschaft der europäischen Staaten (EUMC 
2006: 47). In einem Land ohne gesetzlichen Kündigungsschutz sind der Geltendmachung und 
Durchsetzung des Anspruches auf Grundrechtsausübung und auf Schutz vor Diskriminierung 
jedoch enge Grenzen gesetzt (Büchler 2002: 452) und müssen deshalb kritisch betrachtet 
werden. 
Die Auswertung der Volkszählungsdaten aus dem Jahr 2000 zeigt, dass es zwischen den Reli-
gionsgruppen aus dem ehemaligen Jugoslawien (inklusive Albanien) nur kleine Unterschiede 
hinsichtlich der Arbeitslosenrate bestehen. Die überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenrate der 
muslimischen Bevölkerung im Kanton Zürich (siehe Kapitel 3) lässt sich daher eher mit dem 
Migrationshintergrund vieler Muslime erklären, als mit der Religionszugehörigkeit.  
Durchschnittlich fallen zwei oder drei der fünf Gebete an einem Arbeitstag auf die übliche 
Arbeitszeit. Das Freitagsgebet wird gängigerweise über Mittag abgehalten. In den meisten 
Fällen ist der Besuch einer Moschee oder eines Gebetsraums dadurch theoretisch nicht ver-
unmöglicht. Ein Hindernis stellen aber die geographischen Distanzen dar, da die Gebetsräum-
lichkeiten in der Schweiz oft abgelegen sind (vergleiche Kapitel 8.2). Bei der Arbeit sollte 
den Musliminnen und Muslimen das Einhalten der Gebetszeiten, je nach Sommer- oder Win-
terzeit, grundsätzlich ermöglicht werden. Ein besonderer Raum für einen Rückzug dafür wäre 
wünschenswert (Schatz 2002: 23). Das Gebet ist speziell bei der Arbeit in der Verwaltung 
weniger ein Thema. Bei Schichtbetrieben herrscht teilweise weniger Flexibilität bei den Pau-
senzeiten. Von einer Weisung, in gewissen Situationen das Gebet nicht zu verrichten, wurde 
nichts bekannt, doch wird dies in Bereichen wie im öffentlichen Verkehr implizit erwartet und 
von muslimischer Seite her auch akzeptiert. Ist die Einhaltung der Gebetszeit aus zwingenden 
Gründen nicht möglich, so entspricht es der Glaubenslehre, dass das Gebet zu einem späteren 
Zeitpunkt nachgeholt werden kann, aber auch nachgeholt werden muss (Büchler 2002: 442). 
                                                 
65  Bei den Ombudsstelle der Stadt Zürich sind rund dreissig Prozent der Geschäfte verwaltungsinterner Natur. 
Folglich wird angenommen, dass bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern diese Institution bekannt ist 
und daher auch genutzt wird. Den Bekanntheitsgrad erreicht die Ombudsstelle durch Informationsanlässe und 




Aus der Sicht vieler Musliminnen und Muslime lässt sich die Arbeit meist gut mit dem Fasten 
verbinden (teilweise jedoch abhängig von der Jahreszeit). Aus der Sicht des Arbeitgebers gilt 
es hier wie bei anderen Religionen hinsichtlich der Qualität der geleisteten Arbeit kritisch zu 
sein. Wird die Qualität nicht tangiert, wäre eine einschränkende Weisung von Seiten des Ar-
beitgebers, während des Ramadans nicht zu fasten, unzulässig (ebd.). Von den verschiedenen 
islamischen Rechtsschulen wird die Erleichterung beim Fasten aufgrund von schwerer körper-
licher Arbeit unterschiedlich beurteilt. Abgeleitet wird dies durch den Analogieschluss, dass 
laut dem Koran Kranke und reisende Personen vom Fasten ausgenommen sind, dies aber 
nachzuholen haben oder kompensatorische Almosen bezahlen müssen (Halm 2005: 66).  
Musliminnen und Muslime vollziehen die Reise nach Mekka in der Regel aus unterschiedli-
chen Gründen nicht regelmässig. Im Normalfall werden für diese religiöse Pflicht Ferien 
bezogen. Eine Pilgerfahrt ist eine Grundrechtsausübung, auf deren Zeitpunkt der Gläubige 
keinen Einfluss hat. Daher sollte der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin bemüht sein, dem Wunsch 
des Arbeitnehmers, wenn es mit den Interessen des Betriebes zu vereinbaren ist, entgegenzu-
kommen (Büchler 2002: 431). Zu beachten gilt es aber, dass es sich in Fällen einer solchen 
Pilgerreise weniger um Erholungszeit handelt und deshalb der Bezug unbezahlter Ferien an-
gebrachter wäre. Es kann nicht vorausgesetzt werden, dass ein Arbeitnehmer in Normalfall 
über die Gründe des Ferienbezuges Rechenschaft ablegt. Aus den Gesprächen hat sich erge-
ben, dass religiöse Gründe von den Musliminnen und Muslimen nur selten für den Ferienbe-
zug angegeben werden, dies also als Privatsache angesehen wird. 
Die Konstellation der Feiertage ist wohl der am stärksten christlich geprägte Aspekt des hie-
sigen Arbeitsalltages. Die Feiertage gelten für alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 
gleichem Masse. Solange keine weiteren Religionen öffentlich-rechtlich anerkennt sind, wird 
sich in dieser Hinsicht kaum etwas ändern. Folglich müssen beim Interesse an islamischen 
Feiertagen gegenwärtig Ferien bezogen werden. Speziell in Schichtbetrieben besteht in dieser 
Hinsicht im Vergleich zu der Gebetsmöglichkeit eine gewisse Flexibilität und der Arbeitsplan 
kann bei beidseitigem Einverständnis danach gerichtet werden. Da die Arbeit an christlichen 
Feiertagen inzwischen aus verschiedenen Gründen auch bei Nicht-Muslimen und Nicht-
Musliminnen teilweise begehrt ist, gilt es hier für die Vorgesetzten umsichtig zu handeln und 
mit Sensibilität zu kommunizieren. 
Das Bundesgericht hat bestätigt, dass das Schutzobjekt der Glaubens- und Gewissensfreiheit 
auch das Tragen besonderer Kleidungsstücke umfasst. Allerdings gehört dies als äussere Ma-
nifestation des Glaubens nicht zum Kerngehalt der Grundrechte (ebd.: 446). Vereinzelt lassen 
sich im Pflegealltag Frauen mit einem Kopftuch finden. Das Personalamt richtet sich hinsicht-
lich der Kopftuchdiskussion nach der Anfrage 302/2003,66 wonach das zürcherische Lehrer-
personalrecht aufgrund der religiösen Neutralität keine religiös motivierte Kleidervorschriften 
oder –verbote kennt. Die Angestellten in den Pflegezentren der Stadt Zürich dürfen das Kopf-
tuch, die Kippa und weitere religiöse Kleidungsstücke tragen. In den meisten Fällen zeigen 
auch die Patienten Verständnis. 
Von muslimischer Seite hört man gelegentlich, dass Frauen, die ein Kopftuch tragen, auch für 
eine Beschäftigung bei staatlichen Stellen, tiefere Chancen auf eine Anstellung hätten. Zah-
len, welche dies belegen gibt es jedoch, wie oben erwähnt, keine. Von einigen Personen ver-
nimmt man die Bitte an die staatlichen Institutionen, bezüglich der Kopftuchfrage eine Vor-
bildsfunktion einzunehmen und der gesellschaftlichen Realität nicht auszuweichen. Im kon-
kreten Einzelfall ist, wie auch bei anderen religiösen Praktiken, eine Abwägung zwischen den 
Forderungen nach der Grundrechtsausübung auf der einen und den betrieblichen Interessen 
auf der anderen Seite erforderlich. 
                                                 
66  Anfrage 302/2003; 11.12.2003, Kopftuchverbot an zürcherischen Schulen 
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Auf die Speisevorschriften und das Alkoholverbot gilt es von Arbeitgeberseite her Rücksicht 
zu nehmen (Büchler 2002: 446). In den Kantinen ist dafür zu sorgen, dass die Muslime nicht 
genötigt sind, Schweinefleisch oder ungeschächtetes Fleisch zu essen und alkoholische Ge-
tränke zu trinken (Schatz 2002: 23). In den wenigen Kantinen, welche vom Kanton betrieben 
werden, müssen sich die Muslime mit den vegetarischen Speisen abfinden, wenn ansonsten 
nur Schweinefleisch oder Speisen mit Gelatine angeboten werden. In den Spitalkantinen wer-
den aus Gründen des bestehenden Angebots für die Patienten teilweise Hallal-Gerichte ange-
boten. 
Büchler (2002) schlägt eine vermehrte Nutzung von einzelarbeitsvertraglichen Regelungen 
vor, welche die Möglichkeit, Arbeitsbedingungen auf die individuellen Bedürfnisse der Ar-
beitnehmer zur Wahrnehmung verfassungsmässiger Rechte abzustimmen (z. B. durch eine 
spezifische Regelung der Arbeitszeit), ermöglichen. Eine solche vertragliche Ungleichbe-
handlung wird jedoch von Seite des Staates wie auch von muslimischer Seite als nicht sinn-
voll und förderlich erachtet, da auf diese Weise Sonderregelungen geschaffen werden, was 
wiederum für Unmut sorgen kann. 
Vorkehrungen und weitere Aspekte 
Die Ausklammerung der Religion aus dem Arbeitsalltag begründet, weshalb die obigen Be-
rührungspunkte noch keine Vorkehrungen oder Spezialregelungen hervorgerufen haben.  
Den Angehörigen religiöser und ethnischer Minderheiten ist wohl die Erfahrung gemeinsam, 
am Arbeitsplatz mit Vorurteilen und Diskriminierung konfrontiert zu werden (Büchler 2002: 
429). Eine gewisse Diskriminierung wurde von einzelnen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, 
nicht aber durch Vorgesetzte erfahren. Eine in diesem Rahmen zwar zentrale aber nicht ab-
schliessend beantwortbare Frage ist jene, ob Musliminnen und Muslime durch die Angst vor 
Diskriminierung ihre Religion am Arbeitsplatz nicht praktizieren. Eine gewisse Zurückhal-
tung seitens der muslimischen Bevölkerung aufgrund der hiesigen Privatheit der Religions-
ausübung wurde vereinzelt gemeldet. 
Im Polizeibereich ist es bis anhin nur Schweizer Bürgern und Bürgerinnen ermöglicht, sich 
für eine Aufnahme ins Korps zu bewerben. Dadurch wird ein grosser Teil der hier lebenden 
Musliminnen und Muslime ausgeschlossen. Der gezielte Einsatz von diesen Personen in den 
Bereichen des Strafvollzuges (vgl. Kapitel 7), des Gesundheitswesens (vgl. Kapitel 5), der 
Altenpflege (vgl. Kapitel 8.3) oder eben auch im Polizeiwesen, zur Überbrückung von inter-
kulturellen Gräben, ist ein vermehrt diskutiertes Themen. Das Wissen über die Religion und 
die Kultur dieser Personen kann eminent wichtig und hilfreich sein. In den wenigen Fällen der 
Einstellung von muslimischem Personal in den Gefängnissen des Kantons Zürich hat sich dies 
bereits bewährt, müsste jedoch wissenschaftlich vertieft untersucht werden. Spätestens bei 
einem Rekrutierungsproblem in einem dieser Bereiche wird der vermehrte Rückgriff auf 
dieses Potenzial zum Thema werden. Die religiöse Neutralität gilt es dabei aber zu beachten. 
So ist beispielsweise im Bereich der Schule die Unterordnung unter den Lehrplan das zentrale 
Element. 
8.4.4 Empfehlungen 
Religiöse Fest- und Feiertage sind für Musliminnen und Muslime ebenso wichtig wie für die 
christliche Bevölkerung, fallen jedoch in der Regel auf andere Zeitpunkte, welche in der 
Schweiz meist keine freien Tage sind. Dies gilt es nach Möglichkeit zu respektieren und spe-
ziell in Schichtbetrieben zu beachten. 
Empfehlung 4.1  
Grundsätzlich soll in allen Bereichen versucht werden, den muslimischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern den Ferienbezug an ihren Feiertagen zu ermöglichen. In den 




gen kompensiert werden kann. Dabei gilt es ebenfalls den Interessen der nicht-
muslimischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Rechnung zu tragen. 
Der Anteil von Musliminnen und Muslimen von gegenwärtig rund sieben Prozent an der 
Gesamtbevölkerung des Kantons Zürich bringt vermehrt Reibungsflächen in unterschiedli-
chen Bereichen zwischen den staatlichen Tätigkeiten und Personen mit islamischem Glauben 
hervor. 
Empfehlung 4.2  
Der gezielte Einsatz von muslimischen Angestellten zur Überbrückung von interreligiö-
sen und interkulturellen Gräben in den Bereichen des Strafvollzuges, des Gesundheits-
wesens inklusive Altenpflege, im Bildungs- und im Polizeiwesen soll gefördert werden. 
Basierend auf der integrativen Wirkung, welche bereits in der Empfehlung 3.2 erwähnt wird, 
und der Maxime der repräsentativen Demokratie bringt der Einsatz muslimischer Personen in 
diesen Bereichen einen Mehrwert für die staatliche Tätigkeit mit sich. Direkte Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz konnte in der vorliegenden Untersuchung keine eruiert werden. 
Empfehlung 4.3  
In der öffentlichen Verwaltung gilt es Personen mit muslimischem Glauben speziell zu 
fördern, um die Gleichstellung und Repräsentation der Religionsgruppen auch in der 
Verwaltung zu unterstützen. 




Die eruierten Schnittstellen in den vier Themenfeldern, die mit der vorliegenden Teilstudie 
unersucht wurden, sind im vorgegebenen Kontext unterschiedlich einzuordnen.  
Die anhaltende Aktualität des Interesses für muslimische Bestattungsmöglichkeiten zeigt, 
dass es sich um eine relevante Thematik und nicht um einzelne Sonderwünsche handelt. Das 
Recht auf ein schickliches Begräbnis sollte als Bestandteil der Menschenwürde, unabhängig 
von der jeweiligen finanziellen Leistungsfähigkeit einer Person, garantiert werden können. 
Mit der Anpassung der gesetzlichen Grundlage im Kanton Zürich wurde ein erster Schritt zur 
Aufhebung der indirekten Diskriminierung vorgenommen. Ein öffentlichrechtlicher Anspruch 
gegenüber dem Staat auf Beihilfe zur maximalen Verwirklichung der islamkonformen Bestat-
tung besteht zwar nicht (Tanner 2002: 271), es gilt aber eine für alle beteiligten Parteien ak-
zeptable Lösung zu finden. In Folge der zuletzt wachsenden Migration aus islamischen Län-
dern und der daraus resultierenden Koexistenz mit den säkularisiert-christlichen Werten in der 
Schweiz, kann die Diskussion um diese Frage nicht komplett ausgeschlossen werden. In ein-
zelnen Bereichen bestehen noch Defizite. Diese sind in einzelnen Fällen auf das unterschied-
liche Dienstleistungsverständnis zurückzuführen. Die Frage nach einer Pflicht zu einem posi-
tiven Tun des Staates stellt sich folglich bei der Thematik der Bestattungen exemplarisch 
(Richner 2006: 109). Der wachsenden Bevölkerungsgruppe der Musliminnen und Muslime, 
die zunehmend in unserer Gesellschaft verwurzelt ist und als Steuerzahler ebenfalls einen Teil 
zum staatlichen Betrieb beiträgt, sollte diesbezüglich vermehrt Rechnung getragen werden. 
Der Themenbereich der Musliminnen und Muslime im Alter wird von der heute geringen 
Anzahl Personen dieser Religionsgruppe in höheren Altersklassen geprägt. Während die Pfle-
gezentren von Musliminnen und Muslimen praktisch nicht in Anspruch genommen werden, 
wird vereinzelt für die Behandlungspflege auf die Dienste der Spitex zurückgegriffen. Die 
Religionspraxis der meisten Muslime und Musliminnen verlangt vom Pflegepersonal eine 
gewisse Rücksichtsnahme. Besondere Wünsche sollten wie in anderen Fällen abgewogen 
werden. Religionsspezifische und kulturspezifische Konzepte hindern die Musliminnen und 
Muslime in ähnlichem Masse von dem Angebot gebrauch zu machen. Die oft präsente sprach-
liche Barriere und die Komplexität des Systems wirken zudem abschreckend. Ähnlich wie im 
Gesundheits- und Sozialwesen (vgl. Kapitel 5 und 6) sollten in den Institutionen verschiedene 
Vorkehrungen getroffen werden, um den Bedürfnissen der zunehmend älter werdenden mus-
limischen Bevölkerung gerecht zu werden. 
Die Situation von religiösen Minderheiten im Arbeitsmarkt, und speziell als Angestellte beim 
Staat, ist eine kaum beachtete Thematik. Ebenfalls lassen sich keine Daten über den Anteil 
der muslimischen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der öffentlichen Verwaltung für 
den Kanton Zürich finden. Es wird jedoch angenommen, dass der Anteil der bei der Arbeit 
praktizierenden Musliminnen und Muslime einen ähnlichen Anteil wie bei den anderen Reli-
gionen einnimmt. Die Glaubens- und Gewissensfreiheit schützt grundsätzlich die Freiheit, 
auch am Arbeitsplatz seinen Glauben ausüben zu können. Während bei den Ombudsstellen 
der Stadt und des Kantons Zürich bis anhin keine Beschwerden mit religiösem Inhalt einge-
gangen sind, sehen auch die muslimischen Vereine bis anhin – angesichts der geringen An-
zahl Personen – keine grösseren Schwierigkeiten im Umgang mit gläubigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Der Staat als Arbeitgeber könnte hier einerseits eine Vorbildsfunktion wahr-
nehmen und andererseits auch die interreligiösen und interkulturellen Kompetenzen von An-
gestellten mit muslimischem Hintergrund nutzen. Diese wurde auch in anderen Bereichen wie 
dem Straf- und Massnahmevollzug, dem Gesundheitswesen und dem Sozialwesen festgestellt. 
Der Mangel an geeigneten Nutzungsflächen und die Furcht vor Ablehnung durch andere Be-




peripheren Lagen des besiedelten Gebietes und nicht in der Nähe der Gläubigen entstehen. 
Der Raummangel hat zur Folge, dass einzelne Gruppen und im Speziellen die Frauen oft 
weniger die Möglichkeit zum Besuch dieser Räumlichkeiten haben. Mit den Bewilligungen 
zur Umnutzung von Immobilien gab es in der Vergangenheit kaum Probleme, während Re-
klamationen über das grosse Verkehrsaufkommen und falsches Parkieren regelmässiger einen 
Konfliktpunkt darstellen. Die muslimischen Organisationen werden dazu angehalten, diesem 
Aspekt mehr Beachtung zu schenken, während von staatlicher Seite die verstärkte Förderung 
der Akzeptanz in der Bevölkerung durch Sensibilisierung und Aufklärung erwartet wird. Auf 
diese Weise erhofft man sich, dass die Situation rund um die Gebetsmöglichkeiten in Zukunft 
vereinfacht wird. 
In den vier Themenfeldern, die in dieser Teilstudie behandelt wurden, zeigt sich in keinem 
eine grundsätzliche Missachtung des Paradigmas staatlicher Neutralität in Religionsfragen. 
Eine Diskriminierung indirekter Art kann im Bereich des Bestattungswesens erkannt werden, 
wo einem grossen Tel der muslimischen Bevölkerung verunmöglicht wird, sich in der Ge-
meinde nach den eigenen religiösen Riten bestatten zu lassen. Die nach Annahme sehr tiefe 
und wohl unterdurchschnittliche Beschäftigungsrate von Musliminnen und Muslimen in den 
staatlichen Institutionen könnte auf Tendenzen möglicher Diskriminierung bei der Anstellung 
hinweisen. Nähere Hinweise bestehen jedoch keine. Was die Alterspflege und die Situation 
der Gebetsräume angeht, verhalten sich Kanton wie auch die Gemeinden grundsätzlich neut-
ral. Religionsneutralität kann jedoch zur Folge haben, dass auch religionsblind gehandelt 
wird. Speziell die Diskussion von Musliminnen und Muslimen in der Altenpflege sollte stär-
ker ins Zentrum gerückt werden, damit der Staat auch in Zukunft seine Aufgabe als 
Dienstleister adäquat erfüllen kann. Auch wenn sich der Staat hinsichtlich der untersuchten 
Religionsgruppe grundsätzlich neutral verhält, sollen deren Bedürfnisse als Gruppe mit einer 
relevanten Grösse zukünftig vermehrt wahrgenommen werden. Eine Diskussion über die 
Bedeutung von religiöser Neutralität gilt es ebenfalls zu führen. 
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